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Antrag zur Vorlage V/0311/2015
Anregung gem. § 24 GO NRW; Nr..: 2014-00062 „Verantwortungsvolle Regulierung von Cannabis auf kommunaler Ebene“
Kontrollierte Abgabe von Cannabis unter medizinischen und sozialen Aspekten in Münster ermöglichen

Der Rat / der Ausschuss für Soziales, Stiftungen, Gesundheit, Verbraucherschutz und Arbeitsförderung möge beschließen:
Die Vorlage V/0311/2015 wird im Beschlussvorschlag wie folgt geändert:
1. Die Stadt Münster setzt sich mit Nachdruck dafür ein, dass ein wissenschaftliches Forschungsprojekt zu einer kontrollierten Abgabe von Cannabis unter medizinischen und sozialen Aspekten sowie unter Einhaltung des Jugendschutzes ermöglicht wird. Der Anregung aus der Bürgerschaft und Politik nach einer verantwortungsvollen Regulierung von Cannabis auf kommunaler Ebene kommt der Rat mit der Initiative zu den nachfolgenden Beschlusspunkten (Pkt. 2-4) nach.

2. Die Verwaltung wird beauftragt zu prüfen, 
a) ob und auf welche Weise für die Stadt Münster eine Ausnahmegenehmigung beim Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) zum Betrieb von lizenzierten Abgabestellen von Cannabisprodukten gemäß § 3 Abs. 2 erwirkt werden kann und 

b) welche Schritte nach erteilter Ausnahmegenehmigung zur Abgabe von Cannabisprodukten von lizenzierten Abgabestellen einzuleiten wären unter den Voraussetzungen

· des legalen und kontrollierten Bezugs der Cannabisprodukte,
· der Klärung des rechtmäßigen Betriebs und notwendiger Kontrollen der Abgabestellen und
· der Begrenzung der Abgabe auf volljährige Personen mit erstem Wohnsitz in Münster.
3) Die Verwaltung wird zudem gebeten, zur Klärung des wissenschaftlichen und des öffentlichen Interesses und zur erfolgversprechenden Antragsausarbeitung eine Fachkonferenz unter Beteiligung von Trägern der Drogen- und Suchthilfe, Expert*innen zum Thema Drogen und Sucht, Polizei und Ordnungsbehörde und den Fachpolitiker*innen der Ratsfraktionen einzuberufen. Es sollen hier auch Fragen des Bezugs und des Verkaufs von Cannabisprodukten besprochen sowie eine wissenschaftliche Begleitung durch geeignete Forschungsstellen in die Wege geleitet werden.

4) Die Stadt Münster ist sich bewusst, dass es grundsätzlich einer politischen Neubewertung des Themas Cannabis bedarf. Hierzu gehört vor allem die Entkriminalisierung derjenigen, die Cannabis gebrauchen. Deshalb wird die Verwaltung beauftragt, insbesondere auf Ebene der kommunalen Spitzenverbände die zukünftige Entwicklung und Bestrebungen zur Entkriminalisierung des Cannabiskonsums aktiv zu begleiten und hieraus weitere Konsequenzen für Münster abzuleiten.   [3. Satz wie bisher Pkt 2 in der Vorlage]
Begründung:

I. In den letzten Jahren mehren sich die Hinweise darauf, dass gesetzliche Regelungen keinen Einfluss auf das Konsumverhalten in Bezug auf Rauschmittel ausüben. So wies der Bericht der Europäischen Beobachtungsstelle für Drogen und Drogensucht (EBDD) zum „Stand der Drogenproblematik in Europa“ anhand eines Ländervergleichs bereits 2011 darauf hin, dass es keinen Zusammenhang zwischen bestehenden Gesetzen und den Prävalenzraten des Cannabiskonsums gibt (EBDD, Stand der Drogen-problematik in Europa, Jahresbericht 2011, S. 53). 

Mit dem von der Bundestagsfraktion von Bündnis90/Die GRÜNEN vorgelegten Entwurf zu einem Cannabiskontrollgesetz wurde die gesellschaftliche und politische Debatte um eine Neubewertung der Drogenpolitik wieder neu angestoßen. Dabei kritisieren  Suchtexpert*innen seit Jahren die bestehende Gesetzgebung und fordern gerade in Bezug auf Cannabis eine Neuausrichtung der Drogenpolitik. So ist der Widerspruch staatlichen Handelns hinsichtlich der Gesundheitsgefährdung durch den Konsum sogenannter legaler Drogen (z.B. Tabak, Alkohol, Medikamente) im Vergleich zu Cannabis inzwischen so auffällig, dass es kaum noch möglich ist, diese Widersprüche im Rahmen einer glaubwürdigen Suchtprävention den (jugendlichen) Zielgruppen plausibel zu machen. 
II. Die Stadt Münster hält für drogenkonsumierende, suchtgefährdete und drogenabhängige Menschen ein breites und gutes Angebot an Hilfen und Beratung durch freie Träger, Selbsthilfe und Stadt vor. Diese Angebote wollen wir sichern und gemeinsam mit den Trägern auch bedarfsgerecht weiterentwickeln.
Hierzu gehört auch die Frage, wie zukünftig sinnvoller mit dem Konsum von Cannabis umgegangenen werden kann und wie eine weitere Kriminalisierung von Cannabis-konsument*innen vermieden wird. Zumal die jährlichen Kosten der Strafverfolgung von Cannabishandel und  der Erwerb in Deutschland aktuell auf ca. 1 Milliarde Euro geschätzt wird. Eine offene und differenzierte Thematisierung des Cannabisgebrauchs ist unter Bedingungen der Kriminalisierung kaum möglich. Schließlich deuten europaweite Analysen darauf hin, dass trotz eines hohen bzw. erhöhten Strafmaßes die Prävalenzen des Cannabiskonsums ansteigen können.
III. Vor dem Hintergrund dieser Ambivalenzen und nicht-intendierten Folgen der Cannabispolitik sollten Modellversuche zur kontrollierten Abgabe von Cannabis-produkten durchgeführt werden, mit denen überprüft wird, ob mit einer kontrollierten Abgabe - unter Einhaltung des Jugend-und Verbraucherschutzes - ein risikoärmerer Konsum gefördert werden kann und negative Effekte des Verbotes verringert oder gar beseitigt werden können. In diesem Zusammenhang sehen wir es als sinnvoll an, den Zugang zu weichen Drogen zu regulieren und in ein umfassendes Konzept für Jugend-, Konsument* innen-, Patient*innen- und Gesundheitsschutz sowie Prävention einzubetten. Hierzu bedarf es entsprechender rechtlicher Änderungen. 
IV. Diesen Wechsel wollen wir in Münster unterstützen, indem wir uns für ein wissenschaftliches Forschungsprojekt einsetzen, dass eine kontrollierte Abgabe von Cannabis ermöglicht und dies unter medizinischen und sozialen Aspekten untersucht.
Über ein Forschungsprojekt hinaus wird auch eine gesetzliche Klärung auf Bundesebene zum Umgang mit Cannabis notwendig sein, um die derzeitige juristische Grauzone aufzulösen. Dies würde auch zu einer Entlastung der Polizei und Strafermittlungsbehörden beitragen.
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